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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 43 Ausgegeben Danzig, den 1. Auguſt 1931 


119 Dritte Verordnung 


über die teilweiſe Wiederaufnahme des Zahlungsverkehrs nach den Bankfeiertagen. 
Vom 1. 8. 1931. 


Auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes vom 30. Juni 1931 (G. Bl. S. 605) erläßt der Senat 
folgende weitere Verordnung mit Geſetzeskraft: 


i Artikel J. 
In der Zeit vom 2. Auguſt bis zum 5. Auguſt 1931 einſchließlich gelten für den Zahlungsverkehr 
der von den Bankfeiertagen betroffenen Inſtitute folgende Beſtimmungen: 


8 LE 
(1) Die Kreditinſtitute find gehalten, an Kontoinhaber aus fälligen Guthaben ohne beſondere 
Zweckbeſtimmung auf Verlangen Barauszahlungen zu leiſten oder ſonſtige Verfügungen auszuführen: 
a) von Guthaben, die am 3. Auguſt 1931 den Betrag von 500, — G nicht überſteigen, bis zur 
vollen Höhe des Guthabens, 
b) von Guthaben, die am 3. Auguſt 1931 den Betrag von 500, — G überjteigen, bis insgeſamt 
25 90 des Guthabens, jedoch mindeſtens in Höhe von 500,— G. 5 
Bei Guthaben aus Spar⸗ und Depoſiteneinlagen (bei Banken, Sparkaſſen aller Art und Ge⸗ 
noſſenſchaften) beſchränkt ſich die Zahlungspflicht auf einen Geſamtbetrag von 125, — G. 
(2) Die Kreditinſtitute ſollen bei Nachweis wirtſchaftlicher Notwendigkeit tunlichſt auch weitere 
Teilbeträge fälliger Guthaben zur Verfügung ſtellen. 
(3) Aufträge eines Akzeptanten oder Ausſtellers zur Einlöſung fälliger Wechſel, die vor dem 
14. Juli 1931 ausgeſtellt ſind, müſſen aus fälligen Guthaben ausgeführt werden. Das Gleiche gilt für 
Aufträge zur Zahlung von Steuern, Zöllen ſowie ſonſtigen öffentlichen Abgaben und Gebühren. Auf 
Kreditinſtitute zu dieſen Zwecken gezogene Schecks müſſen, wenn ſie von öffentlichen Kaſſen vorgelegt 
werden, in bar eingelöſt werden. 


8 2. 
(1) Die Annahme von Einzahlungen unterliegt keinen Beſchränkungen. 
(2) Über Guthaben, die nach dem 14. Juli 1931 aus Bareinzahlungen in Gulden oder durch den 
Verkauf von ausländiſchen Zahlungsmitteln entſtanden ſind, kann frei verfügt werden. 


§ 8. ? 
Inſoweit die Kreditinſtitute nach den Vorſchriften der SS 1 und 2 Barauszahlungen oder ſonſtige 


Verfügungen nur beſchränkt auszuführen brauchen, gelten vorbehaltlich der Vorſchrift des Artikels II 


die Vorſchriften der SS 2 und 4 der Verordnung vom 15. Juli 1931 (G. Bl. S. 655) auch für die 
Zeit vom 2. Auguſt bis zum 5. Auguſt 1931 einſchließlich. Dieſe Tage gelten als ſtaatlich an⸗ 
erkannte allgemeine Feiertage im Sinne des Scheckgeſetzes. 
Artikel II. 
Bei Wechſeln, deren Fälligkeitstag in der Zeit vom Montag, dem 3. Auguſt bis Mittwoch, den 
5. Auguſt 1931, einſchließlich liegt, darf die Erhebung des Proteſtes nicht vor dem 3. Werktage und 
kann noch am 4. und 5. Werktage nach dem Zahlungstage geſchehen. 


N Artikel III. 
Artikel III der Verordnung über die teilweiſe Wiederaufnahme des Zahlungsverkehrs nach den 
Bankfeiertagen vom 21. Juli 1931 (G. Bl. S. 657 a) gilt auch für die Zeit vom 2. Auguſt bis zum 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 9. 8. 1931). 
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5. Auguft 1931 einſchließlich. Die in diefem Zeitraum liegenden Werktage gelten als Bankfeiertage im 
Sinne dieſer Vorſchrift. ; 

Artikel IV. 

(1) Sit ein Schuldner durch die Erklärung von Bankfeiertagen oder die zur teilweiſen Wieder⸗ 
aufnahme des Zahlungsverkehrs nach den Bankfeiertagen getroffenen Maßnahmen ohne ſein Verſchulden 
gehindert worden, eine Zahlungsverbindlichkeit zu erfüllen, ſo gelten unbeſchadet der Verpflichtung zur 
Erfüllung der Verbindlichkeit die beſonderen Rechtsfolgen, die wegen der Nichtzahlung oder der nicht 
rechtzeitigen Zahlung nach Geſetz oder Vertrag eingetreten ſind oder eintreten, als nicht eingetreten. Die 
auf Geſetz oder Vertrag beruhende Pflicht zur Zahlung von Verzugszinſen wird hierdurch nicht berührt. 
Der Schuldner kann ſich auf die Vorſchrift des Satz 1 nicht berufen, wenn er es unterläßt, die Verbindlichkeit 
unverzüglich nach Beſeitigung des Hinderniſſes zu erfüllen. 

(2) Für die im § 1 der Verordnung über die Einführung von Bankfeiertagen vom 15. Juli 1931 
(Geſetzbl. S. 655) genannten Kreditinſtitute gelten ausſchließlich die Verordnung über die Einführung 
von Bankfeiertagen vom 15. Juli 1931 (G. Bl. S. 655), die Verordnung zur Erleichterung der 
Wiederaufnahme des Zahlungsverkehrs vom 18. Juli 1931 (G. Bl. S. 657), die erſte und zweite Ver⸗ 
ordnung über die teilweiſe Wiederaufnahme des Zahlungsverkehrs nach den Bankfeiertagen vom 21. und 
25. Juli 1931 (G. Bl. S. 657 a und 709), ſowie Artikel I bis III dieſer Verordnung. 


Artikel V. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 2. Auguſt 1931 in Kraft. 


Danzig, den 1. Auguſt 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Hoppenrath. Dumont. 
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